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Referendare warnen: Die Juristenausbildung wird zu Tode gespart

Neuer Vorstand des Dachverbandes der Rechtsreferendare gewählt

Die Bundessprecherkonferenz der Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare (BSK), das Sprachrohr der Juristen im zweiten Bildungsabschnitt auf Bundesebene, hat am 05.02.2000 in Jena einen neuen Vorstand gewählt. Die aktuelle Diskussion zur Juristenausbildung mit dem Frontalangriff der Justizminister auf das Referendariat hat zu Beginn des neuen Jahres dazu geführt, daß zahlreiche junge Juristen mitarbeiten wollen und so die Arbeit des Dachverbandes auf eine breite personelle Basis gestellt werden konnte; der Vorstand wurde auf sieben Personen erweitert.

Sprecher des Kollegialgremiums wird Daniel Eichmann (Hessen), die weiteren Mitglieder sind Thomas Stein (Thüringen, stellv. Vorsitzender), Carsten Loll (Rheinland-Pfalz, Finanzen), Manuela Kraus (Brandenburg, Presse), Mirko O. Schultz (Schleswig-Holstein, Koordination mit den Studierendenvertretungen), Andreas Hacke (Berlin, Koordination der OLG-Bezirke), Thomas Wünsch (Sachsen-Anhalt, Ausbildungsreform), ihnen zur Seite steht Volker Konopatzki, der sich ebenfalls um das weite Themenfeld Ausbildungsreform kümmern wird.

Damit gibt sich die BSK zwei Schwerpunkte ihrer Arbeit für das nächste Jahr. Zum einen gilt es, engere Kontakte auf vertikaler und horizontaler Ebene herzustellen: Sowohl der Informations- und Meinungsaustausch zwischen den verschiedenen Bundesländern und OLG-Bezirken als auch die Zusammenarbeit mit den Vertretungen der Jurastudierenden, also insbesondere den Fachschaften und dem Bundesfachverband Jura (BFVJ), dem entsprechenden Dachverband auf studentischer Ebene, sollen verstärkt werden. 

Zum anderen bildet der Vorstand selbst einen Ausschuß zur Ausbildungsreform.  Auf der Herbstkonferenz haben sich die Justizminister für eine Abschaffung des Referendariats ausgesprochen. “Mit dem starren Blick auf den Jackpot von einer Milliarde Einsparungspotential hat die Ministerriege die Frage nach Sinn und Zweck der Juristenausbildung aus den Augen verloren”, sagt Daniel Eichmann: “Hiergegen müssen sich die Referendare lautstark zu Wort melden.” Damit hat die BSK nicht nur die Aufgabe, sich als “Standesvertretung” der derzeitigen Referendare für – sicher mögliche und wünschenswerte – Verbesserungen dieses Ausbildungsabschnittes und gegen Kürzungen der Besoldung bis herunter an die Sozialhilfe einzusetzen. Die BSK hat sich zum Ziel gesetzt, eine breite Diskussion über Nutzen und Notwendigkeit einer durchdachten und aufeinander aufbauenden zweistufigen Ausbildung der zukünftigen Juristen mit den Betroffenen und den Entscheidungsträgern zu führen. Dabei will die BSK die Konsequenzen einer Verflachung der Ausbildung der späteren Anwälte, Richter und Staatsanwälte, aber auch Möglichkeiten der Effektivierung von Studium und Referendariat aufzeigen.

Die Tätigkeit zukünftiger Juristen ist für den Staat zu wichtig, als daß ihre Ausbildung ausschließlich unter Einsparungsgesichtspunkten reformiert werden darf.
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